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A. Problem 

Die Wohnungsnachfrage ist infolge der starken Zunahme von 
Haushaltsgründungen und der realen Einkommen, vor allem aber 
infolge des unerwartet starken Zustroms von Aus- und Übersied-
lern kräftig angestiegen. Dies macht es erforderlich, kurzfristig 
zusätzlichen Wohnraum bereitzustellen und auf mittlere Sicht das 
Wohnungsangebot der gestiegenen Nachfrage anzupassen. Die-
sem Ziel dient ein umfassendes wohnungspolitisches Programm, 
das neben einer Aufstockung der Finanzhilfen, vor allem für den 
sozialen Wohnungsbau, eine weitere Verbesserung der steuerli-
chen Rahmenbedingungen für den Wohnungsbau vorsieht. Mit 
den steuerlichen Maßnahmen wird ein Anreiz geschaffen, p rivates 
Kapital verstärkt in den Wohnungsbau zu lenken. 

B. Lösung 

— Großzügige Abschreibungsregelung bei Schaffung zusätzli-
cher Mietwohnungen durch Ausbau oder Umbau vorhandener 
Gebäude. 

— Neue Abschreibungsregelung für den Bau von Wohnungen mit 
Mietpreis- und Belegungsbindung, alternativ zur direkten För-
derung im sozialen Wohnungsbau. 

— Übernahme der Absetzungsmöglichkeiten bei kulturhistorisch 
wertvollen Gebäuden (Baudenkmalen) und bei Gebäuden in 
Sanierungsgebieten und städtebaulichen Entwicklungsberei-
chen in das Einkommensteuergesetz unter Einbeziehung von 
Bauvorhaben, die unter gemeinsamer Bauträgerschaft durch-
geführt werden. 

— Unbefristeter Sonderausgabenabzug von Aufwendungen für 
zu eigenen Wohnzwecken genutzte Baudenkmale und Woh- 
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nungen in Sanierungsgebieten und städtebaulichen Entwick-
lungsbereichen. 

— Umwandlung der Übergangsregelung zur Nutzungswertbe-
steuerung bei selbstgenutzten Wohnungen in eine Dauerrege-
lung für denkmalgeschützte Wohnungen im Betriebsvermö-
gen. 

— Erleichterung der Schaffung neuen Wohnraums durch die 
Möglichkeit der Entnahme von Gebäuden aus dem Betriebs-
vermögen einschließlich des Grund und Bodens innerhalb einer 
bestimmten Frist zu Buchwerten, wenn die Räume langfristig 
zu Wohnzwecken mit Mietpreis- und Belegungsbindung ver-
mietet werden. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Die steuerlichen Maßnahmen zur Förderung des Wohnungsbaus 
führen im ersten Entstehungsjahr zu Steuermindereinnahmen von 
225 Mio. DM. 
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Entwurf eines Gesetzes zur steuerlichen Förderung des Wohnungsbaus 
und denkmalgeschützter Gebäude (WoBauFG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Februar 1987 (BGBl. I S. 657), 
zuletzt geändert durch Artikel... des Gesetzes 
vom ... 1989 (BGBl. I S....), wird wie folgt geän-
dert: 

1. In § 4 wird folgender neuer Absatz 8 angefügt: 

„(8) Für Erhaltungsaufwand bei Gebäuden in 
Sanierungsgebieten und städtebaulichen Ent-
wicklungsbereichen sowie bei Baudenkmalen 
gelten §§ 11 a und 11 b entsprechend. " 

2. In § 6 Abs. 1 Nr. 4 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Werden Gebäude, soweit sie zu einem Betriebs-
vermögen gehören und nicht Wohnzwecken die-
nen, und der dazugehörende Grund und Boden 
entnommen und im Anschluß daran vom Steuer-
pflichtigen unter den Voraussetzungen des § 7 k 
Abs. 2 vermietet, so kann die Entnahme bis zum 
31. Dezember 1992 mit dem Buchwert angesetzt 
werden. " 

3. In § 7 b wird nach Absatz 7 folgender neuer Ab-
satz 8 angefügt: 

„(8) Führt eine nach § 7 c begünstigte Baumaß-
nahme dazu, daß das bisher begünstigte Objekt 
kein Einfamilienhaus, Zweifamilienhaus und 
keine Eigentumswohnung mehr ist, so kann der 
Steuerpflichtige die erhöhten Absetzungen nach 
den Absätzen 1 und 2 bei Vorliegen der übrigen 
Voraussetzungen für den rest lichen Begünsti-
gungszeitraum unter Einbeziehung der Herstel-
lungskosten für die Baumaßnahme nach § 7 c in 
Anspruch nehmen, soweit er diese Herstellungs-
kosten nicht in die Bemessungsgrundlage nach 
§ 7 c einbezogen hat. 

4. Nach § 7 b wird folgender § 7 c eingefügt: 

„§ 7 c 
Erhöhte Absetzungen für Baumaßnahmen 

an Gebäuden zur Schaffung neuer 
Mietwohnungen 

(1) Bei Wohnungen, die durch Baumaßnahmen 
im Sinne des Absatzes 2 hergestellt worden sind, 

können abweichend von § 7 Abs. 4 und 5 und 
§ 7 k im Jahr der Fertigstellung und in den folgen-
den 4 Jahren Absetzungen jeweils bis zu 20 vom 
Hundert der Bemessungsgrundlage vorgenom-
men werden. 

(2) Begünstigt sind Baumaßnahmen an Gebäu-
den im Inland, wenn der Bauantrag für die Bau-
maßnahmen nach dem 2. Oktober 1989 gestellt 
und die Wohnung vor dem 1. Januar 1993 fertig-
gestellt worden ist. Ist ein Bauantrag nicht erfor-
derlich, tritt an seine Stelle der Beginn der Her-
stellung. 

(3)Bemessungsgrundlage sind die Aufwendun-
gen, die dem Steuerpflichtigen durch die Bau-
maßnahme entstanden sind, höchstens jedoch 
60 000 Deutsche Mark je Wohnung. Sind durch 
die Baumaßnahmen Gebäudeteile hergestellt 
worden, die selbständige unbewegliche Wi rt

-schaftsgüter sind, gilt für die 60 000 Deutsche 
Mark übersteigenden Herstellungskosten  § 7 
Abs. 4; § 7 b Abs. 8 bleibt unberührt. 

(4) Die erhöhten Absetzungen können nur in 
Anspruch genommen werden, wenn die Woh-
nung vom Zeitpunkt der Fertigstellung bis zum 
Ende des Begünstigungszeitraums fremden 
Wohnzwecken dient. 

(5)Nach Ablauf des Begünstigungszeitraums ist 
ein Restwert den Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten des Gebäudes oder dem an deren 
Stelle tretenden Wert hinzuzurechnen; die weite-
ren Absetzungen für Abnutzung sind einheitlich 
für das gesamte Gebäude nach dem sich hiernach 
ergebenden Betrag und dem für das Gebäude 
maßgebenden Hundertsatz zu bemessen. Satz 1 
ist auf Gebäudeteile, die selbständige unbewegli-
che Wirtschaftsgüter sind, und auf Eigentums-
wohnungen entsprechend anzuwenden." 

5. Nach § 7 g werden die folgenden §§ 7 h bis 7 k ein-
gefügt: 

„§ 7h 
Erhöhte Absetzungen bei Gebäuden 

in Sanierungsgebieten und städtebaulichen 
Entwicklungsbereichen 

(1) Bei einem im Inland belegenen Gebäude in 
einem förmlich festgelegten Sanierungsgebiet 
oder städtebaulichen Entwicklungsbereich kann 
der Steuerpflichtige abweichend von § 7 Abs. 4 
und 5 und § 7 k jeweils bis zu 10 vom Hundert der 
Aufwendungen für von ihm durchgeführte Mo-
dernisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen 
im Sinne des § 177 des Baugesetzbuches im Jahr 
der Fertigstellung der Maßnahme und in den fol- 
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genden neun Jahren absetzen, soweit diese Auf-
wendungen Anschaffungs- oder Herstellungsko-
sten sind. Satz 1 ist entsprechend anzuwenden 
auf Aufwendungen für Maßnahmen, die der Steu-
erpflichtige durchgeführt hat und die der Erhal-
tung, Erneuerung und funktionsgerechten Ver-
wendung eines Gebäudes im Sinne des Satzes 1 
dienen, das wegen seiner geschichtlichen, künst-
lerischen oder städtebaulichen Bedeutung erhal-
ten bleiben soll, und zu deren Durchführung sich 
der Eigentümer neben bestimmten Modernisie-
rungsmaßnahmen gegenüber der Gemeinde ver-
pflichtet hat, ist Satz 1 entsprechend anzuwen-
den, soweit diese Aufwendungen Anschaffungs-
oder Herstellungskosten sind. Die erhöhten Ab-
setzungen können nur in Anspruch genommen 
werden, soweit die Aufwendungen durch Zu-
schüsse aus Sanierungs- oder Entwicklungsförde-
rungsmitteln nicht gedeckt sind. Nach Ablauf des 
Begünstigungszeitraums ist ein Restwert den An-
schaffungs- oder Herstellungskosten des Gebäu-
des oder dem an deren Stelle tretenden Wert hin-
zuzurechnen; die weiteren Absetzungen für Ab-
nutzung sind einheitlich für das gesamte Ge-
bäude nach dem sich hiernach ergebenden Be-
trag und dem für das Gebäude maßgebenden 
Hundertsatz zu bemessen. 

(2) Der Steuerpflichtige kann die erhöhten Ab-
setzungen nur in Anspruch nehmen, wenn er 
durch eine Bescheinigung der zuständigen Ge-
meindebehörde die Voraussetzungen des Absat-
zes 1 für das Gebäude und die Maßnahmen nach-
weist. Sind ihm Zuschüsse aus Sanierungs- oder 
Entwicklungsförderungsmitteln gewährt worden, 
so hat die Bescheinigung auch deren Höhe zu ent-
halten; werden ihm solche Zuschüsse nach Aus-
stellung der Bescheinigung gewährt, so ist diese 
entsprechend zu ändern. 

(3) Absätze 1 und 2 sind auf Gebäudeteile, die 
selbständige unbewegliche Wirtschaftsgüter sind, 
sowie auf Eigentumswohnungen und auf im Teil-
eigentum stehende Räume entsprechend anzu-
wenden. 

§7i 
Erhöhte Absetzungen bei Baudenkmalen 

(1) Bei einem im Inland belegenen Gebäude, 
das nach den jeweiligen landesrechtlichen Vor-
schriften ein unter Denkmalschutz stehendes 
Baudenkmal ist, kann der Steuerpflichtige abwei-
chend von § 7 Abs. 4 und 5 und § 7 k jeweils bis zu 
10 vom Hundert der Aufwendungen für von ihm 
durchgeführte Baumaßnahmen, die nach A rt  und 
Umfang zur Erhaltung des Gebäudes als Bau-
denkmal oder zu seiner sinnvollen Nutzung erfor-
derlich sind, im Jahr der Fertigstellung der Bau-
maßnahme und in den folgenden 9 Jahren abset-
zen, soweit diese Aufwendungen Anschaffungs-
oder Herstellungskosten sind. Eine sinnvolle Nut-
zung ist nur anzunehmen, wenn das Gebäude in 
der Weise genutzt wird, daß die Erhaltung der 
schützenswerten Substanz des Gebäudes auf die 
Dauer gewährleistet ist. Bei einem im Inland bele-
genen Gebäudeteil, der nach den jewei ligen lan-

desrechtlichen Vorschriften ein unter Denkmal-
schutz stehendes Baudenkmal ist, sind die Sätze 1 
und 2 entsprechend anzuwenden. Bei einem im 
Inland belegenen Gebäude oder Gebäudeteil, das 
für sich allein nicht die Voraussetzungen für ein 
Baudenkmal erfüllt, aber Teil einer Gebäude-
gruppe oder Gesamtanlage ist, die nach den lan-
desrechtlichen Vorschriften als Einheit unter 
Denkmalschutz steht, kann der Steuerpflichtige 
die erhöhten Absetzungen von den Aufwendun-
gen für von ihm durchgeführte Baumaßnahmen 
vornehmen, die nach Art  und Umfang zur Erhal-
tung des schätzenswerten äußeren Erscheinungs-
bildes der Gesamtanlage oder Gebäudegruppe 
erforderlich sind, soweit diese Aufwendungen 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten sind. Die 
Baumaßnahmen müssen in Abstimmung mit der 
in Absatz 2 bezeichneten Stelle durchgeführt 
worden sein. Die erhöhten Absetzungen können 
nur in Anspruch genommen werden, soweit die 
Aufwendungen nicht durch Zuschüsse aus öffent-
lichen Kassen gedeckt sind. § 7 h Abs. 1 Satz 4 ist 
entsprechend anzuwenden. 

(2) Der Steuerpflichtige kann die erhöhten Ab-
setzungen nur in Anspruch nehmen, wenn er 
durch eine Bescheinigung der nach Landesrecht 
zuständigen oder von der Landesregierung be-
stimmten Stelle die Voraussetzungen des Absat-
zes 1 für das Gebäude oder Gebäudeteil und für 
die Erforderlichkeit der Aufwendungen nach-
weist. Hat eine der für Denkmalschutz oder Denk-
malpflege zuständigen Behörden ihm Zuschüsse 
gewährt, so hat die Bescheinigung auch deren 
Höhe zu enthalten; werden ihm solche Zuschüsse 
nach Ausstellung der Bescheinigung gewährt, so 
ist diese entsprechend zu ändern. 

(3) § 7h Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 7k 
Absetzungen für Wohnungen mit Sozialbindung 

(1) Bei Wohnungen im Sinne des Absatzes 2, bei 
denen keine erhöhten Absetzungen oder Sonder-
abschreibungen in Anspruch genommen werden, 
können abweichend von § 7 Abs. 4 und 5 fol-
gende Absetzungen vorgenommen werden: 
im Jahre der Fertigstellung und 
in den folgenden vier Jahren 

jeweils 10 vom Hundert , 
in den darauffolgenden fünf Jahren 

jeweils 7 vom Hundert , 
in den darauffolgenden dreißig Jahren 

jeweils 0,5 vom Hundert 
der Herstellungskosten oder der Anschaffungsko-
sten. 

Im Fall der Anschaffung können die Absetzungen 
nur vorgenommen werden, wenn der Hersteller 
für die veräußerte Wohnung weder Absetzungen 
für Abnutzung nach Satz 1 oder § 7 Abs. 5 vorge-
nommen noch erhöhte Absetzungen oder Sonder-
abschreibungen in Anspruch genommen hat. 
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(2) Die Absetzungen können nur in Anspruch 
genommen werden bei im Inland belegenen 
Wohnungen, 

1. a) für die der Bauantrag nach dem 28. Februar 
1989 gestellt worden ist und die vom Steu-
erpflichtigen hergestellt worden sind oder 

b) die vom Steuerpflichtigen nach dem 28. Fe-
bruar 1989 aufgrund eines nach diesem 
Zeitpunkt rechtswirksam abgeschlossenen 
obligatorischen Vertrags bis zum Ende des 
Jahres der Fertigstellung angeschafft wor-
den sind, 

2. die vor dem 1. Januar 1993 fertiggestellt wor-
den sind, 

3. für die keine Mittel aus öffentlichen Haushal-
ten unmittelbar oder mittelbar gewährt wer-
den, 

4. die mindestens 10 Jahre nach ihrer Anschaf-
fung oder Herstellung (Verwendungszeitraum) 
fremden Wohnzwecken dienen und vom Steu-
erpflichtigen an Personen vermietet werden, 
die vor der Vermietung eine Bescheinigung 
über die Wohnberechtigung im öffentlich ge-
förderten sozialen Wohnungsbau nach § 5 des 
Wohnungsbindungsgesetzes vorlegen, und 
wenn die Größe der Wohnung die in der Be-
scheinigung angegebene Wohnungsgröße 
nicht übersteigt, und 

5. bei denen während des Verwendungszeit-
raums die Miete nicht überschritten wird, die 
von den für das Wohnungs- und Siedlungswe-
sen zuständigen obersten Landesbehörden in 
Anlehnung an die Beträge nach § 72 des Zwei-
ten Wohnungsbaugesetzes durch Rechtsver-
ordnung festgesetzt wird." 

6. § 9 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 6 wird Satz 2 gestrichen. 

b) Nummer 7 wird wie folgt gefaßt: 

„7. Absetzungen für Abnutzung und für Sub-
stanzverringerung und erhöhte Absetzun-
gen. § 6 Abs. 2 Sätze 1 bis 3 ist in Fällen der 
Anschaffung oder Herstellung von Wi rt

-schaftsgütern entsprechend anzuwen-
den. " 

7. Nach § 10 e wird folgender § 10 f eingefügt: 

„§ 10f 
Steuerbegünstigung für zu eigenen 

Wohnzwecken genutzte Baudenkmale 
und Gebäude in Sanierungsgebieten 

und städtebaulichen Entwicklungsbereichen 

(1) Der Steuerpflichtige kann Aufwendungen 
an einem eigenen Gebäude im Kalenderjahr der 
Fertigstellung der Baumaßnahme und in den 
neun folgenden Kalenderjahren jeweils bis zu 
10 vom Hundert wie Sonderausgaben abziehen, 
wenn die Voraussetzungen des § 7h oder des § 7i 
vorliegen. Dies gilt nur, soweit er das Gebäude in  

dem jeweiligen Kalenderjahr zu eigenen Wohn-
zwecken nutzt und die Aufwendungen nicht in 
die Bemessungsgrundlage nach § 10 e einbezo-
gen hat. Eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken 
liegt auch vor, wenn Teile einer zu eigenen Wohn-
zwecken genutzten Wohnung unentgelt lich zu 
Wohnzwecken überlassen werden. 

(2) Der Steuerpflichtige kann Erhaltungsauf-
wand, der an einem zu eigenen Wohnzwecken 
genutzten eigenen Gebäude entsteht, im Kalen-
derjahr der Fertigstellung der Maßnahme und in 
den neun folgenden Kalenderjahren jeweils bis zu 
10 vom Hundert wie Sonderausgaben abziehen, 
wenn die Voraussetzungen des § 11 a Abs. 1 oder 
des § 11 b Sätze 1 oder 2 in Verbindung mit § 7i 
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 vorliegen und der Steu-
erpflichtige das Gebäude in dem jewei ligen Ka-
lenderjahr zu eigenen Wohnzwecken nutzt. Ab-
satz 1 Satz 3, § 7 h Abs. 2 und § 11 a Abs. 2 sind 
entsprechend anzuwenden. 

(3) Die Abzugsbeträge nach den Absätzen 1 
und 2 kann der Steuerpflichtige nur bei einem 
Gebäude in Anspruch nehmen. Ehegatten, bei 
denen die Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 vor-
liegen, können die Abzugsbeträge nach den Ab-
sätzen 1 und 2 bei insgesamt zwei Gebäuden ab-
ziehen. Den Abzugsbeträgen nach den Absät-
zen 1 und 2 stehen die Abzugsbeträge nach § 52 
Abs. 21 Satz 6 in Verbindung mit § 51 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe x oder Buchstabe y in der Fassung des 
Gesetzes vom 27. Februar 1987 (BGBl. I S. 657) 
gleich. 

(4) Sind mehrere Steuerpflichtige Eigentümer 
eines Gebäudes, so ist Absatz 3 mit der Maßgabe 
anzuwenden, daß der Anteil des Steuerpflichti-
gen an einem solchen Gebäude dem Gebäude 
gleichsteht. Erwirbt ein Miteigentümer, der für 
seinen Anteil bereits Abzugsbeträge nach Ab-
satz 1 oder Absatz 2 abgezogen hat, einen Anteil 
an demselben Gebäude hinzu, kann er für danach 
von ihm durchgeführte Maßnahmen im Sinne der 
Absätze 1 oder 2 auch die Abzugsbeträge nach 
den Absätzen 1 und 2 in Anspruch nehmen, die 
auf den hinzuerworbenen Anteil entfallen. § 10 e 
Abs. 5 Sätze 2 und 3 sowie Abs. 7 ist sinngemäß 
anzuwenden. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auf Gebäudeteile, 
die selbständige unbewegliche Wirtschaftsgüter 
sind, und auf Eigentumswohnungen entspre-
chend anzuwenden. " 

8 Nach § 11 werden folgende §§ 11 a und 11 b ein-
gefügt: 

„§ 11a 
Sonderbehandlung von Erhaltungsaufwand 

bei Gebäuden in Sanierungsgebieten 
und städtebaulichen Entwicklungsbereichen 

(1) Der Steuerpflichtige kann durch Zuschüsse 
aus Sanierungs- oder Entwicklungsförderungs-
mitteln nicht gedeckten Erhaltungsaufwand für 
Maßnahmen im Sinne des § 177 des Baugesetzbu-
ches an einem im Inland belegenen Gebäude in 
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einem förmlich festgelegten Sanierungsgebiet 
oder städtebaulichen Entwicklungsbereich auf 
zwei bis fünf Jahre gleichmäßig verteilen. Satz 1 
ist entsprechend anzuwenden auf durch Zu-
schüsse aus Sanierungs- oder Entwicklungsförde-
rungsmitteln nicht gedeckten Erhaltungsaufwand 
für Maßnahmen, die der Erhaltung, Erneuerung 
und funktionsgerechten Verwendung eines Ge-
bäudes im Sinne des Satzes 1 dienen, das wegen 
seiner geschichtlichen, künstlerischen oder städ-
tebaulichen Bedeutung erhalten bleiben so ll, und 
zu deren Durchführung sich der Eigentümer ne-
ben bestimmten Modernisierungsmaßnahmen 
gegenüber der Gemeinde verpflichtet hat. 

(2) Wird das Gebäude während des Vertei-
lungszeitraums veräußert, so ist der noch nicht 
berücksichtigte Teil des Erhaltungsaufwands im 
Jahr der Veräußerung als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten abzusetzen. Das gleiche gilt, 
wenn ein nicht zu einem Betriebsvermögen gehö-
rendes Gebäude in ein Betriebsvermögen einge-
bracht oder wenn ein Gebäude aus dem Betriebs-
vermögen entnommen oder wenn ein Gebäude 
nicht mehr zur Einkunftserzielung genutzt wird. 

Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 sowie § 11 a Abs. 2 und 3 
sind entsprechend anzuwenden." 

9. § 51 Abs. 1 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe r wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender neuer Satz 2 
eingefügt: 

„In den Fällen der Doppelbuchstaben bb 
und cc ist Voraussetzung, daß der Erhal-
tungsaufwand vor dem 1. Januar 1990 ent-
standen ist. " 

bb) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

b) In Buchstabe y werden am Ende des Satzes 1 
der Punkt durch ein Semikolon ersetzt und fol-
gender Halbsatz angefügt: 

„Voraussetzung ist, daß die Maßnahmen vor 
dem 1. Januar 1992 abgeschlossen worden 
sind. " 

10. § 52 wird wie folgt geändert: 

(3) Steht das Gebäude im Eigentum mehrerer 
Personen, so ist der in Absatz 1 bezeichnete Erhal-
tungsaufwand von allen Eigentümern auf den 
gleichen Zeitraum zu verteilen. 

(4) § 7 h Abs. 2 und 3 ist entsprechend anzuwen-
den. 

§ 11b 
Sonderbehandlung von Erhaltungsaufwand 

bei Baudenkmalen 

Der Steuerpflichtige kann durch Zuschüsse aus 
öffentlichen Kassen nicht gedeckten Erhaltungs-
aufwand für ein im Inland belegenes Gebäude 
oder Gebäudeteil, das nach den landesrechtli-
chen Vorschriften ein unter Denkmalschutz ste-
hendes Baudenkmal ist, auf zwei bis fünf Jahre 
gleichmäßig verteilen, soweit die Aufwendungen 
nach Art  und Umfang zur Erhaltung des Gebäu-
des oder Gebäudeteils als Baudenkmal oder zu 
seiner sinnvollen Nutzung erforderlich und die 
Maßnahmen in Abstimmung mit der in § 7 i Abs. 2 
bezeichneten Stelle vorgenommen worden sind. 
Durch Zuschüsse aus öffentlichen Kassen nicht 
gedeckten Erhaltungsaufwand für ein im Inland 
belegenes Gebäude oder Gebäudeteil, das für 
sich allein nicht die Voraussetzungen für ein Bau-
denkmal erfüllt, aber Teil einer Gebäudegruppe 
oder Gesamtanlage ist, die nach den jewei ligen 
landesrechtlichen Vorschriften als Einheit unter 
Denkmalschutz steht, kann der Steuerpflichtige 
auf zwei bis fünf Jahre gleichmäßig verteilen, so-
weit die Aufwendungen nach Art und Umfang zur 
Erhaltung des schützenswerten äußeren Erschei-
nungsbildes der Gebäudegruppe oder Gesamtan-
lage erforderlich und die Maßnahmen in Abstim-
mung mit der in § 7 i Abs. 2 bezeichneten Stelle 
vorgenommen worden sind. § 7 h Abs. 3 und § 7 i 

a) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 5 a ein-
gefügt: 

„(5 a) § 4 Abs. 8 ist erstmals anzuwenden, 
wenn der Erhaltungsaufwand nach dem 
31. Dezember 1989 entstanden ist." 

b) In Absatz 7 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 4 ist erstmals für das 
Wirtschaftsjahr anzuwenden, das nach dem 
31. Dezember 1988 endet." 

c) Nach Absatz 12 werden folgende Absätze 12 a 
und 12 b eingefügt: 

„ (12 a) § 7 b Abs. 8, §§ 7 c und 7 k sind erst-
mals für den Veranlagungszeitraum 1989 an-
zuwenden. 

(12 b) §§ 7 h und 7 i sind erstmals anzuwen-
den, wenn die Maßnahmen nach dem 31. De-
zember 1991 fertiggestellt worden sind. Soweit 
Anschaffungskosten begünstigt werden, sind 
die Vorschriften auch anzuwenden, wenn die 
Maßnahmen vor dem 1. Januar 1992 fertigge-
stellt worden sind." 

d) Nach Absatz 14 werden folgende neue Ab-
sätze 14 a und 14 b eingefügt: 

„(14 a) § 10f Abs. 1 ist erstmals anzuwenden, 
wenn die Baumaßnahmen nach dem 31. De-
zember 1991 fertiggestellt worden sind. Soweit 
Anschaffungskosten begünstigt werden, ist 
§ 10 f Abs. 1 auch anzuwenden, wenn die Bau-
maßnahmen vor dem 1. Januar 1992 fertigge-
stellt worden sind. § 10 f Abs. 2 ist erstmals an-
zuwenden, wenn die Maßnahmen nach dem 
31. Dezember 1989 fertiggestellt worden sind. 
§ 10f Abs. 1 und 2 ist nicht anzuwenden, wenn 
§ 52 Abs. 15 Sätze 2, 3 oder 12 oder Abs. 21 
Satz 2 angewendet wird. 
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(14 b) §§ 11 a und 11 b sind erstmals anzu-
wenden, wenn der Erhaltungsaufwand nach 
dem 31. Dezember 1989 entstanden ist." 

e) Der bisherige Absatz 14 a wird Absatz 14 c. 

f) Dem Absatz 15 wird folgender Satz angefügt: 

„Bei einem Gebäude oder Gebäudeteil des Be-
triebsvermögens, das nach den jewei ligen lan-
desrechtlichen Vorschriften ein unter Denk-
malschutz stehendes Baudenkmal ist, sind die 
Sätze 2 bis 8 auch über das in den Sätzen 2 und 
6 genannte Datum 1998 hinaus anzuwen-
den. " 

Artikel 2 

Änderung des Berlinförderungsgesetzes 

Das Berlinförderungsgesetz 1987 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. Dezember 1986 (BGBl I 
S. 2415), zuletzt geändert durch Artikel ... des Geset-
zes vom ... (BGBl I S....), wird wie folgt geändert: 

1. In § 14 b Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Herstel-
lungskosten, die er für Modernisierungsmaßnah-
men aufgewendet hat,"  durch die Worte „Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten für von ihm durch-
geführte Modernisierungsmaßnahmen" ersetzt. 

2. Nach § 14 b werden folgende §§ 14 c und 14 d ein-
gefügt: 

„§ 14c 
Erhöhte Absetzungen für Baumaßnahmen an 

Gebäuden zur Schaffung neuer Mietwohnungen 

Bei in Berlin (West) belegenen Wohnungen ist 
§ 7 c des Einkommensteuergesetzes mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß 

1. der Steuerpflichtige für die 60 000 Deutsche 
Mark übersteigenden Herstellungskosten er-
höhte Absetzungen nach § 14 a in Anspruch 
nehmen kann, 

2. in den Fällen der Nummer 1 bei Wohnungen, 
die im steuerbegünstigten und frei finanzierten 
Wohnungsbau errichtet worden sind und die 
übrigen Voraussetzungen des § 14 a Abs. 4 er-
füllen, die erhöhten Absetzungen nach § 14 a 
Abs. 4 bis zur Höhe von insgesamt 60 vom Hun-
dert der Aufwendungen in Anspruch genom-
men werden können, 

3. die erhöhten Absetzungen nach § 14 a auch für 
nach § 7 c des Einkommensteuergesetzes be-
günstigte Baumaßnahmen in Anspruch genom-
men werden können, die an Gebäudeteilen, die 
selbständige unbewegliche Wirtschaftsgüter 
sind, sowie an Eigentumswohnungen und an im 
Teileigentum stehende Räume vorgenommen 
werden oder durch die Gebäudeteile, die selb-
ständige unbewegliche Wirtschaftsgüter sind, 
oder Eigentumswohnungen hergestellt werden, 
und 

4. die erhöhten Absetzungen nach § 14 a nicht in 
Anspruch genommen werden dürfen für Bau-
maßnahmen, die der Umwandlung von bisher 
gewerblich oder landwirtschaftlich genutzten 
Räumen zu Mietwohnungen dienen. 

§ 14d 
Absetzungen für Wohnungen mit Sozialbindung 

(1) Bei in Berlin (West) belegenen Wohnungen ist 
§ 7 k des Einkommensteuergesetzes mit der Maß-
gabe anzuwenden, daß 

1. der Steuerpflichtige bei Wohnungen, die zu 
mehr als 662/3 vom Hundert Wohnzwecken die-
nen und vom Steuerpflichtigen hergestellt oder 
bis zum Ende des Jahres der Fertigstellung an-
geschafft worden sind, im Jahr der Fertigstel-
lung oder Anschaffung und dem darauffolgen-
den Jahr jeweils bis zu 20 vom Hunde rt , ferner 
in den darauffolgenden zehn Jahren jeweils bis 
zu 5,5 vom Hundert der Herstellungskosten 
oder Anschaffungskosten absetzen kann; § 14 a 
Abs. 3 gilt entsprechend; 

2. die Nummer 1 auch dann gilt, wenn für die 
Wohnungen öffentliche Mittel im Sinne von § 6 
Abs. 1 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes ge-
währt werden und 

3. der Steuerpflichtige bei Wohnungen, die im 
steuerbegünstigten oder frei finanzierten Woh-
nungsbau errichtet worden sind, mindestens 
drei Jahre nach ihrer Fertigstellung zu mehr als 
80 vom Hundert Wohnzwecken dienen und vom 
Steuerpflichtigen hergestellt oder bis zum Ende 
des Jahres der Fertigstellung angeschafft wor-
den sind, im Jahr der Fertigstellung oder An-
schaffung und in den vier folgenden Jahren Ab-
setzungen bis zur Höhe von insgesamt 75 vom 
Hundert der Herstellungskosten oder der An-
schaffungskosten vornehmen kann. 

(2) In den Fällen des Absatzes 1 gelten die Vor-
schriften des § 14 a Abs. 1 Satz 2 und 3, Abs. 2 
Satz 3, Abs. 4 Satz 2 und 3 und Abs. 5 Satz 3 ent-
sprechend. 

(3) Die Absetzungen nach Absatz 1 Nr. 3 können 
bereits für Teilherstellungskosten oder für Anzah-
lungen auf Anschaffungskosten in Anspruch ge-
nommen werden. 

(4) Die Vorschriften des § 14 a Abs.  7 gelten ent-
sprechend." 

3. In § 31 Abs. 6 werden die Worte „Herstellungsko-
sten" jeweils durch die Worte „Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten" ersetzt. 

Artikel 3 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber-
lin. Rechtsverordnungen, die aufgrund dieses Geset-
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 
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Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 

Bonn, den 14. November 1989 

Dr. Dregger, Dr. Bötsch und Fraktion 

Mischnick und Fraktion 
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

Infolge des unerwartet kräftigen Anstiegs der Woh-
nungsnachfrage sind Maßnahmen zur Ausweitung 
des Wohnungsangebots erforderlich geworden. Ziel 
dieser Maßnahmen ist es, daß so schnell wie möglich 
zusätzliche Mietwohnungen geschaffen werden. Die-
ser Zielvorstellung entsprechend werden neue Ab-
schreibungsmöglichkeiten vorgesehen. 

Durch einen neuen § 7 c EStG soll ein Anreiz geschaf-
fen werden, vorhandene Gebäudeflächen durch Aus-
bau- und Umbaumaßnahmen mit verhältnismäßig ge-
ringem Aufwand zur Nutzung als zusätzliche, abge-
schlossene Mietwohnungen umzuwandeln. Die Vor-
schrift sieht für Wohnungen, die durch Baumaßnah-
men an bestehenden Gebäuden geschaffen werden, 
erhöhte Absetzungen von 5 x 20 v. H. der Aufwen-
dungen vor, beschränkt auf 60 000 DM Umbaukosten 
je Wohnung. Die Abschreibungen kommen für alle 
Baumaßnahmen in Betracht, für die der Bauantrag 
nach dem 2. Oktober 1989 gestellt worden ist oder die 
nach diesem Zeitpunkt begonnen worden sind, wenn 
die Wohnung vor dem 1. Januar 1993 fertiggestellt 
wird. 

Eine neue Abschreibungsregelung enthält der neue 
§ 7 k EStG für neu errichtete Mietwohnungen, die auf 
die Dauer von mindestens zehn Jahren zu einer sozial 
verträglichen Miete an Personen vermietet werden, 
die im öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau 
wohnberechtigt sind. Die mit fa llenden Staffelsätzen 
(5 x 10 v. H., 5 x 7 v. H., 30 x 0,5 v. H.) ausgestalteten 
Absetzungen kommen für alle Wohnungen in Be-
tracht, für die der Bauantrag nach dem 28. Februar 
1989 gestellt worden ist oder die nach diesem Zeit-
punkt im Jahr der Fertigstellung angeschafft worden 
sind. Weitere Voraussetzung für die Inanspruch-
nahme der neuen Abschreibungsregelung ist, daß die 
Wohnung vor dem 1. Januar 1993 fertiggestellt wor-
den ist. Außerdem dürfen für die Wohnung keine Mit-
tel aus öffentlichen Haushalten gewährt werden. 

Der möglichst schnellen Schaffung zusätzlichen 
Wohnraums dient auch die in § 6 EStG vorgesehene 
Möglichkeit, zum Betriebsvermögen gehörende und 
nicht Wohnzwecken dienende Gebäude einschließ-
lich des dazugehörenden Grund und Bodens steuer-
neutral entnehmen zu können. Das Gebäude muß 
nach der Entnahme und ggf. nach erforderlicher Um-
gestaltung an Personen vermietet werden, die im öf-
fentlich geförderten sozialen Wohnungsbau wohnbe-
rechtigt sind, wobei eine bestimmte Miethöhe nicht 
überschritten werden darf. 

Als weiteres Anliegen verfolgt der Entwurf die Fo rt-
führung und Verstärkung der steuerlichen Förderung 

von Baudenkmalen und Gebäuden in Sanierungsge-
bieten und städtebaulichen Entwicklungsbereichen. 
Die ordnungsgemäße Erhaltung dieser Gebäude, die 
regelmäßig besonders aufwendig ist, sichert beste-
henden Wohnraum, trägt zur Entspannung der Woh-
nungssituation bei und ist ein Anreiz, p rivates Kapital 
für Gebäudesanierungen und Bestandserhaltung zu 
mobilisieren. Der Gesetzentwurf sieht deshalb die 
zeitlich unbeschränkte Fortführung der Abschrei-
bungsvergünstigungen nach §§ 82 g und 82 i Einkom-
mensteuer-Durchführungsverordnung (EStDV) vor, 
die als §§ 7 h und 7 i in das Einkommensteuergesetz 
übernommen werden. Gleichzeitig wird sicherge-
stellt, daß auch in gemeinsamer Bauträgerschaft vor-
genommene Baumaßnahmen an derar tigen Gebäu-
den entsprechend der bisherigen steuerrechtlichen 
Behandlung unter die Steuervergünstigungen fallen. 
In gleicher Weise sollen die Steuervergünstigungen 
für zu eigenen Wohnzwecken genutzte Baudenkmale 
und Gebäude in Sanierungsgebieten und städtebau-
lichen Entwicklungsbereichen, die bisher in § 52 
Abs. 21 Satz 6 EStG enthalten sind, über den 31. De-
zember 1991 hinaus verlängert und als § 10f Abs. 1 in 
das Einkommensteuergesetz übernommen werden. In 
Erweiterung der bisherigen Rechtslage soll auch Er-
haltungsaufwand an den genannten eigengenutz-
ten Gebäuden nach § 10 f Abs. 2 auf zehn Jahre ver-
teilt wie Sonderausgaben abgezogen werden kön-
nen. 

In Zusammenhang mit diesen Regelungen ist vorge-
sehen, die Möglichkeit, den Nutzungswert der zum 
Betriebsvermögen gehörenden eigenen Wohnung zu 
versteuern, über den 31. Dezember 1998 hinaus zuzu-
lassen, wenn es sich bei dem Haus um ein Baudenk-
mal handelt. 

Die bundesweite Einführung verbesserter Abschrei-
bungsbedingungen für die Errichtung von Wohnun-
gen durch die §§ 7 c und 7 k EStG verringert den Ber-
liner Präferenzvorsprung in der steuerlichen Förde-
rung des Wohnungsbaus deutlich und vermindert da-
durch den Anreiz, in Ber lin (West) Wohnraum zu 
schaffen. Angesichts des aus naheliegenden Gründen 
überproportional hohen Zustromes von Übersiedlern 
aus Ost-Berlin und der DDR und der ebenfalls sehr 
hohen Zuwanderung anderer Personen in den West-
teil der Stadt ist es jedoch gerade geboten, diesen 
Anreiz in Berlin (West) zu verstärken. 

Die von Berlin vorgeschlagenen neuen §§ 14 c und 
14 d BerlinFG sollen den gegenwärtigen Präferenz-
vorsprung Berlins erhalten und damit der Gefahr, daß 
Bauherren von Investitionen in Berlin Abstand neh-
men, entgegenwirken. 
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Finanzielle Auswirkungen des Entwurfs eines Gesetzes 

Steuermindereinnahmen (—) in Mio. DM 

Entstehungsjahr1 Rechnungsjahre 2) 

Lfd. Nr. Maßnahme Steuer

-

art 
1990 1990 

davon: davon: 
insge- insge- 
samt Bund Land Gemein- samt Bund Land Gemein- 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 

1 Erhöhte steuerliche Absetzungen bei GewSt — 13 — 1 — 2 —10 — 12 — 1 — 2 — 9 
Schaffung neuer Mietwohnungen in ESt —105 —45 —46 —14 — 80 —34 —35 —11 
bestehenden Gebäuden (§ 7c EStG) KSt — 32 —16 —16 — — 28 —14 —14 — 

zus. —150 —62 —64 —24 —120 —49 —51 —20 

2 Absetzungen für Wohnungen GewSt — 15 — 1 — 2 —12 — 19 — 1 — 3 —15 
mit Sozialbindung 3) (§ 7 k EStG) ESt — 24 —10 —11 — 3 — 25 —10 —12 — 3 

KSt — 36 —18 —18 — —46 —23 —23 — 

zus. — 75 —29 —31 —15 — 90 —34 —38 —18 

3 Steuerliche Maßnahmen zur Förde- 
rung kulturhistorisch wertvoller Bau- 
substanz und in Sanierungsgebieten . . . . . . . . 

4 Steuerfreie Entnahme von betriebli- 
chen Grundstücken bei Umwidmung 
zu Wohnzwecken mit Sozialbindung 
(§ 6 Abs. 1 Nr. 4 EStG) . . . . . . . 

Wohnungsbauförderung insgesamt —225 —91 —95 —39 —210 —83 —89 —38 

1) In den ersten zwölf Monaten der Rechtsänderung entstehende Steuermindereinnahmen. 
2) Kassenmäßige Auswirkungen der Rechtsänderung. 
3) In den Angaben für die Rechnungsjahre ist ein zusätzlicher halber Baujahrgang für 1989 berücksichtigt. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Einkommensteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 4) 

Die Ergänzung in § 4 stellt sicher, daß die bereits bis-
her zulässige Verteilung von bestimmtem Erhaltungs-
aufwand (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe r Doppelbuch-
staben bb und cc EStG in Verbindung mit §§ 82h und 
82 k EStDV) auch künftig für Gebäude des Betriebs-
vermögens gilt. Im einzelnen vgl. Begründung zu 
Nummer 8 

Zu Nummer 2 (§ 6) 

Durch die vorgeschlagene Gesetzesänderung soll 
eine Buchwertentnahme von Gebäuden einschließ-
lich des dazugehörigen Grund und Bodens ermöglicht 
werden, um einen Anreiz zur Schaffung von Wohn-
raum zu geben. Voraussetzung für die Steuervergün-
stigung ist, daß das Gebäude bisher zu einem Be-
triebsvermögen gehört und nicht Wohnzwecken ge-
dient hat und nach seiner Umgestaltung im Anschluß 
an die Entnahme vom Steuerpflichtigen zu Wohn-
zwecken vermietet wird. Wegen der Voraussetzun

-

gen für die Umgestaltung und die Vermietung wird 
ausdrücklich auf § 7k Abs. 2 EStG verwiesen. Für die 
weiteren Absetzungen für Abnutzung während der 
Vermietung ist der Buchwert des Gebäudes im Zeit-
punkt der Entnahme zuzüglich eventueller nachträg-
licher Herstellungskosten maßgebend. Eine Ent-
nahme kommt nicht in Be tracht, wenn es sich auch 
nach der Umwidmung zu Wohnzwecken um notwen-
diges Betriebsvermögen handelt. Werden die beson-
deren Vermietungsvoraussetzungen nicht erfüllt, so 
entfällt die Steuervergünstigung rückwirkend (§ 175 
AO). 

Zu Nummer 3 (§ 7 b) 

Die Ergänzung des § 7 b EStG stellt sicher, daß die 
erhöhten Absetzungen nicht entfallen, wenn das 
Grundstück infolge eines Aus- oder Umbaus nach 
§ 7 c EStG nicht mehr zu den nach § 7 b EStG begün-
stigten Objekten — Einfamilienhaus, Zweifamilien-
haus und Eigentumswohnung — gehört. Diese 
Rechtsfolge tritt nicht ein, wenn im Zusammenhang 
mit dem Aus- oder Umbau nach § 7 c EStG eine an-
dere Maßnahme, z. B. zur Schaffung von Gewerbe-
räumen, durchgeführt wird und durch diese Maß- 
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zur steuerlichen Förderung des Wohnungsbaus 

Steuermindereinnahmen (—) in Mio. DM 

Rechnungsjahre 2) 

1991 1992 1993 

davon: davon: davon: 
insge- insge- insge- - 

samt Bund Land Gemein- samt Bund Land Gemein- samt Bund Land Gemein- 
de de de 

12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 

—25 — 	2 — 	3 —20 —39 — 	3 — 	5 —31 —40 — 	3 — 	5 —32 
—180 — 77 — 78 —25 —315 —134 —137 — 44 —340 —145 —148 — 47 
— 60 — 30 — 30 — — 96 — 48 — 48 — —100 — 50 — 50 - 

-265 —109 —111 —45 —450 —185 —190 — 75 —480 —198 —203 — 79 

— 36 — 	3 — 	5 —28 — 56 — 	4 — 	7 — 45 — 54 — 	4 — 	3 — 43 
—53 —22 —23 —8 —85 —36 —37 — 12 —90 —38 —39 —13 
— 86 — 43 — 43 — —134 — 67 — 67 — —136 — 68 — 68 - 

-175 — 68 — 71 —36 —275 —107 —111 — 57 —280 —110 —114 — 56 

—440 —177 —182 —81 —725 —292 —301 —132 —760 —308 —317 —135 

nahme Voraussetzungen der Steuervergünstigung 
nach § 7 b EStG wegfallen. 

Zu Nummer 4 (§ 7 c) 

Zu Absatz 1 

Gegenstand der neuen Abschreibungsvergünstigung 
sind Wohnungen, die durch Baumaßnahmen an Ge-
bäuden hergestellt werden. Für den Begriff der Woh-
nungen sind die bewertungsrechtlichen Abgren-
zungsmerkmale maßgebend. Die erhöhten Absetzun-
gen sollen in dem vorgesehenen fünfjährigen Begün-
stigungszeitraum bis zu jeweils 20 v. H. der in Ab-
satz 3 bezeichneten Bemessungsgrundlage in An-
spruch genommen werden können und an die Stelle 
der linearen oder degressiven Afa treten, die für das 
Gebäude oder den selbständig abschreibbaren Ge-
bäudeteil insoweit maßgebend ist. 

Zu Absatz 2 

Begünstigt sollen Baumaßnahmen sein, die durch den 
Koalitionsbeschluß vom 3. Oktober 1989 ausgelöst 
werden. Voraussetzung ist deshalb, daß der Bauan

-

trag für die Baumaßnahme nach dem 2. Oktober 1989 
gestellt worden ist oder, soweit ein Bauantrag nicht 
erforderlich ist, daß mit der Baumaßnahme nach die-
sem Zeitpunkt begonnen worden ist. Mit der Befri-
stung auf Baumaßnahmen, die vor dem 1. Januar 1993 
fertiggestellt werden, -soll erreicht werden, daß Miet-
wohnungen kurzfristig geschaffen werden. 

Zu Absatz 3 

Durch die Höchstbegrenzung auf 60 000 DM je Woh-
nung (Satz 1) und die Regelung über die MA für den 
übersteigenden Betrag (Satz 2) soll die Förderung ge-
zielt auf kleinere und damit in der Regel preisgünstige 
und schnell durchführbare Baumaßnahmen ausge-
richtet werden. 

Zu Absatz 4 

Die erhöhten Absetzungen sollen nur in Anspruch 
genommen werden können, wenn die Wohnungen 
auf Dauer zur Vermietung bestimmt sind. Sie sind 
deshalb unzulässig, wenn die Wohnung im Jahr der 
Fertigstellung oder in einem der folgenden vier Jahre 
eigenen Wohnzwecken oder bet rieblichen Zwecken 
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dient oder zur kurzfristigen Vermietung genutzt 
wird. 

Zu Absatz 5 

Absatz 5 regelt die AfA-Bemessung nach Ablauf des 
Begünstigungszeitraums entsprechend vergleichba-
rer Regelungen bei anderen erhöhten Absetzungen. 

Zu Nummer 5 (§§ 7 h bis 7 k) 

Zu§ 7h 

Die bisher in der Ermächtigungsvorschrift des § 51 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe x EStG in Verbindung mit 
§ 82 g EStDV verankerte Steuervergünstigung für 
Aufwendungen zur Wiederherstellung von Gebäuden 
in Sanierungsgebieten und städtebaulichen Entwick-
lungsbereichen hat sich als wirksames Mittel zur Er-
haltung der gewachsenen Wohnviertel und der Alt-
bausubstanz und damit auch zur Erhaltung von 
Wohnraum bewährt. Sie ist daher als Dauerregelung 
in das Einkommensteuergesetz übernommen wor-
den. 

Die in Absatz 1 aufgenommene Einbeziehung be-
stimmter Anschaffungskosten in die Steuervergünsti-
gung soll sicherstellen, daß Baumaßnahmen, die 
durch gesellschafts- oder gemeinschaftsrechtlich mit-
einander verbundene Personen, die die Bausubstanz 
und die vorkonzipierte Sanierung in einem Paket er-
werben, durchgeführt werden, in gleichem Umfang 
wie bisher begünstigt sind. 

Die übrigen Änderungen gegenüber § 51 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe x EStG in Verbindung mit § 82 g EStDV 
sind redaktioneller Art und dienen der Klarstellung. 

Zu §  7i  

Die mit dem Gesetz zur Erhaltung und Modernisie-
rung kulturhistorisch und städtebaulich we rtvoller 
Gebäude vom 22. Dezember 1977 (BGBl. I S. 3107) 
eingeführte und in der Ermächtigungsgrundlage des 
§ 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe y EStG in Verbindung mit 
§ 82 i EStDV verankerte Steuervergünstigung für Auf-
wendungen zur Wiederherstellung von Baudenkma-
len hat sich als wirksames Mittel für Denkmalschutz 
und Wohnraumerhaltung bewäh rt. Sie ist daher als 
unmittelbare Abschreibungsregelung in das Einkom-
mensteuergesetz übernommen worden. 

Absatz 1 enthält die Voraussetzungen für die Inan-
spruchnahme der Steuervergünstigung. Dort wird 
verdeutlicht, daß nur Gebäude und Gebäudeteile be-
günstigt sind, die den öffentlich-rechtlichen Bindun-
gen des Denkmalschutzrechtes der Länder unterlie-
gen. Diese Klarstellung entspricht dem Ziel der Rege-
lung, wegen der denkmalschutzrechtlichen Belastun-
gen dem Eigentümer eine Steuerentlastung zu ge-
währen. 

Die Beschränkung der Vergünstigung auf die durch 
öffentliche Zuschüsse nicht gedeckten Aufwendun

-

gen trägt dem Umstand Rechnung, daß der Steuer-
pflichtige nur in dieser Höhe wirtschaft lich belastet 
ist. 

Wegen der in Absatz 1 einbezogenen bestimmten An-
schaffungskosten wird auf die Begründung zu § 7 h 
EStG verwiesen. 

In Absatz 1 Satz 1 wird gegenüber § 51 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe y EStG in Verbindung mit § 82 i EStDV 
klargestellt, daß die Steuervergünstigung nicht davon 
abhängt, daß die Baumaßnahmen sowohl unmittelbar 
die Substanz des Baudenkmals erhalten als auch zu 
dessen sinnvoller Nutzung erforderlich sein müssen. 

Die übrigen Änderungen in Absatz 1 gegenüber § 51 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe y EStG in Verbindung mit 
§ 82 i EStDV haben ebenfalls klarstellende Bedeu-
tung. 

Absatz 2 enthält die Bestimmungen über das Beschei-
nigungsverfahren. Sie machen die Wirkung der Be-
scheinigung als Grundlagenbescheid für die Finanz-
verwaltung deutlich und grenzen die Zuständigkeiten 
von Finanzamt und Bescheinigungsbehörde vonein-
ander ab. 

Zu § 7k 

Zu Absatz 1 

Die neue Abschreibungsvergünstigung sieht vor, daß 
für Wohnungen, die die in Absatz 2 bezeichneten Vor-
aussetzungen erfüllen, Absetzungen in fallenden 
Staffelsätzen vorgenommen werden können. Voraus-
setzung hierfür ist, daß für die Wohnungen keine er-
höhten Absetzungen oder Sonderabschreibungen in 
Anspruch genommen werden. 

Im Fall der Anschaffung ist weiter erforderlich, daß 
der Hersteller für die veräußerte Wohnung keine an-
deren Abschreibungen als nach § 7 Abs. 4 EStG vor-
genommen hat. 

Zu Absatz 2 

Absatz 2 legt die Voraussetzungen für die Inan-
spruchnahme der neuen Abschreibungsvergünsti-
gung fest. 

Nach Nummer 1 ist für Herstellungsfälle erforderlich, 
daß der Bauantrag nach dem 28. Februar 1989 gestellt 
worden ist. Erwerbsfälle sind begünstigt, wenn der 
Steuerpflichtige die Wohnung nach dem 28. Februar 
1989 aufgrund eines nach diesem Zeitpunkt abge-
schlossenen obligatorischen Vertrags bis zum Ende 
des Jahres der Fertigstellung angeschafft hat. Diese 
Voraussetzungen entsprechen denen für die  Inan-
spruchnahme der degressiven AfA für vermietete 
Wohngebäude nach § 7 Abs. 5 Satz 2 EStG, die durch 
das Steuerreformänderungsgesetz 1990 vom 30. Juni 
1989 eingeführt worden ist. 

Mit der in Nummer 2 vorgesehenen Bef ristung auf 
Wohnungen, die vor dem 1. Januar 1993 fertiggestellt 
werden, soll erreicht werden, daß Wohnungen kurz-
fristig geschaffen werden. 
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Die neue Abschreibungsvergünstigung soll eine Al-
ternative zur Direktförderung des sozialen Woh-
nungsbaus darstellen. In Nummer 3 wird daher als 
weitere Voraussetzung bestimmt, daß für die Woh-
nungen keine Mittel aus öffentlichen Haushalten mit-
telbar oder unmittelbar gewährt werden dürfen. 

Es sollen nur Wohnungen begünstigt sein, die der 
Steuerpflichtige mindestens zehn Jahre lang an Per-
sonen mit geringem Einkommen vermietet. Nach 
Nummer 4 dürfen die Wohnungen daher während 
dieser Zeit nur Mietern überlassen werden, die vor der 
Vermietung einen Wohnberechtigungsschein nach 
§ 5 des Wohnungsbindungsgesetzes vorlegen. Um si-
cherzustellen, daß die Wohnungen nur Mietern über-
lassen werden, die einen der Wohnungsgröße ent-
sprechenden Wohnraumbedarf haben, ist weiter er-
forderlich, daß die Größe der Wohnung die in. dem 
Wohnberechtigungsschein angegebene Größe nicht 
übersteigt. Diese Voraussetzungen für die Inan-
spruchnahme der neuen Abschreibungsvergünsti-
gung entsprechen somit denen, die an die Direktför-
derung im sozialen Wohnungsbau gestellt werden. 

Bei der Mietpreisgestaltung sollen die Höchstmieten 
eingehalten werden, die in den jeweiligen Ländern im 
sozialen Wohnungsbau üblicherweise gelten. Diese 
Höchstmieten sollen nach Nummer 5 von den für das 
Wohnungs- und Siedlungswesen zuständigen ober-
sten Landesbehörden in Anlehnung an die Beträge 
nach § 72 des Zweiten Wohnungsbaugesetzes durch 
Rechtsverordnung festgesetzt werden. Hierdurch soll 
sichergestellt werden, daß der Steuerpflichtige zu Be-
ginn einer Vermietung nur die Miete erhält, die im 
Rahmen des sozialen Wohnungsbaus von den Län-
dern als Bewilligungsmiete bestimmt wird, und daß 
diese Miete nur entsprechend der durchschnittlichen 
Erhöhung der Mieten im sozialen Wohnungsbau an-
gepaßt werden darf. 

Werden die Vermietungsvoraussetzungen der Num-
mern 4 und 5 nicht mindestens zehn Jahre lang erfüllt, 
entfallen die Abschreibungsvergünstigungen rück-
wirkend (§ 175 AO). 

Zu Nummer 6 (§ 9) 

Durch den Hinweis auf § 6 Abs. 2 Sätze 1 bis 3 EStG in 
Absatz 1 Nr. 7 wird klargestellt, daß bei Anschaffung 
oder Herstellung von Wirtschaftsgütern, deren An-
schaffungs- oder Herstellungskosten 800 DM nicht 
übersteigen, die Aufwendungen bei allen Überschuß-
einkünften sofort als Werbungskosten abgezogen 
werden können. Im wesentlichen wird damit die Ver-
waltungsregelung in Abschnitt 84 a EStR 1987 auf 
eine gesetzliche Grundlage gestellt. 

Im übrigen ist die Änderung redaktioneller Art. 

Zu Nummer 7 (§ 10f) 

Mit Absatz 1 wird die bisher auf vor dem 1. Januar 
1992 fertiggestellte Baumaßnahmen begrenzte Ab-
zugsmöglichkeit für Aufwendungen an eigengenutz-
ten Baudenkmalen und Gebäuden in Sanierungsge- 

bieten und städtebaulichen Entwicklungsbereichen 
nach § 52 Abs. 21 Satz 6 in Verbindung mit § 51 
Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe x EStG und § 82 g EStDV so-
wie Buchstabe y und § 82i EStDV an die neu einge-
fügten §§ 7 h und 7 i EStG angepaßt und als Dauerre-
gelung ausgestaltet. Die Regelung trägt den besonde-
ren Belastungen sowohl von Eigentümern zu eigenen 
Wohnzwecken genutzter Baudenkmale durch die öf-
fentlich-rechtlichen Bindungen nach dem Denkmal-
schutzrecht der Länder als auch von Eigentümern zu 
eigenen Wohnzwecken genutzter Gebäude in Sanie-
rungsgebieten und städtebaulichen Entwicklungsbe-
reichen durch kommunale Satzungen Rechnung. Ab-
satz 1 übernimmt die Voraussetzungen der neu einge-
fügten §§ 7 h und 7 i EStG und enthält weitere Voraus-
setzungen für die Inanspruchnahme der Steuerver-
günstigung. Nach Satz 2 ist die Inanspruchnahme von 
Abzugsbeträgen nach § 10 e EStG gleichzei tig mit Ab-
zugsbeträgen nach § 10 f EStG für dieselben Aufwen-
dungen in dem jeweiligen Kalenderjahr ausgeschlos-
sen. Satz 4 verdeutlicht, daß die unentgeltliche Ober-
lassung z. B. eines Zimmers in der ansonsten vom 
Steuerpflichtigen bewohnten Wohnung an einen An-
gehörigen zu Wohnzwecken nicht zu einer Kürzung 
des Abzugsbetrages führt. 

Durch Absatz 2 wird für Eigentümer eigengenutzter 
Baudenkmale und Gebäude in Sanierungsgebieten 
und städtebaulichen Entwicklungsbereichen die 
Möglichkeit eröffnet, Erhaltungsaufwand bei Vorlie-
gen der Voraussetzungen der neu eingeführten 
§§ 11 a und 11 b EStG auf zehn Jahre verteilt wie Son-
derausgaben abzuziehen. 

Absatz 3 beschränkt die Inanspruchnahme der Steu-
ervergünstigung auf ein zu eigenen Wohnzwecken 
genutztes Objekt. Die Regelung lehnt sich an die Re-
gelung des § 10 e EStG an. 

Absatz 4 bestimmt die Anrechnung von Anteilen an 
einem Objekt auf die Objektbegrenzung nach Ab-
satz 3. Die Vorschrift entspricht weitgehend den Be-
stimmungen in § 10 e Abs. 5 EStG. Satz 2 regelt je-
doch abweichend von § 10 e Abs. 5 EStG, daß der Hin-
zuerwerb eines Anteils an demselben Objekt für die 
Objektbegrenzung unbeachtlich ist. 

Zu Nummer 8 (§§ 11 a und 11 b) 

Zu § 11a 

Die Regelung enthält die bisher in der Ermächti-
gungsvorschrift des § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe r 
Doppelbuchstabe bb EStG in Verbindung mit § 82 h 
EStDV zugelassene Verteilung von Erhaltungsauf-
wand für Gebäude in Sanierungsgebieten und städ-
tebaulichen Entwicklungsbereichen als Betriebsaus-
gaben oder Werbungskosten. 

Zu  §  11 b 

Die Regelung enthält die bisher in der Ermächti

-

gungsvorschrift des § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe r 
Doppelbuchstabe cc EStG in Verbindung mit § 82 k 
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EStDV zugelassene Verteilung von Erhaltungsauf-
wand für Baudenkmale als Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten. 

Zu Nummer 9 (§ 51) 

Zu Buchstabe a (Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe r 
Doppelbuchstaben bb und cc) 

Da die neu eingefügten §§ 11 a und 11 b EStG anzu-
wenden sind, wenn die Maßnahmen nach dem 
31. Dezember 1989 fertiggestellt worden sind, werden 
die Ermächtigungsvorschriften des § 51 Abs. 1 Nr. 2 
Buchstabe r Doppelbuchstaben bb und cc EStG ent-
sprechend befristet. 

Zu Buchstabe b (Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe y) 

Da der neu eingefügte § 7i EStG anzuwenden ist, 
wenn die Baumaßnahmen nach dem 31. Dezember 
1991 fertiggestellt worden sind, wird die Ermächti-
gungsvorschrift des § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe y 
EStG entsprechend befristet. 

Zu Nummer 10 (§ 52) 

Zu Buchstaben a bis e 

§ 52 enthält die erforderlichen Anwendungsbestim-
mungen. 

Zu Buchstabe f 

Die Ergänzung des Absatzes 15 ermöglicht die An-
wendung der Nutzungswertbesteuerung für selbstge-
nutzte Wohnungen in denkmalgeschützten Betriebs-
gebäuden und ihre steuerfreie Entnahme über das 
Jahr 1998 hinaus. 

Zu Artikel 2 (Berlinförderungsgesetz) 

Zu Nummern 1 und 3 (§§ 14b und 31) 

Anpassung an die Ausdehnung der erhöhten Abset-
zungen bei Baudenkmalen sowie Gebäuden in Sanie-
rungsgebieten und städtebaulichen Entwicklungsbe-
reichen (§§ 7 h und 7i EStG) auf bestimmte Anschaf-
fungskosten. 

Zu Nummer 2 (§§ 14 c und 14 d) 

Nach Auffassung des Landes Berlin soll der durch die 
neuen §§ 7 c und 7k EStG geminderte Präferenzvor- 
sprung durch die §§ 14 c und 14 d BerlinFG gewahrt 

werden. Berlin begründet die vorgeschlagenen Ge-
setzesänderungen wie folgt: 

Zu § 14c 

§ 7 c EStG gilt für die gemäß dieser Vorschrift begün-
stigten Baumaßnahmen auch in Berlin (West). Soweit 
es sich dabei um Baumaßnahmen handelt, bei denen 
die Voraussetzungen des § 14 a Abs. 1 und 2 BerlinFG 
vorliegen, können für die 60 000 DM übersteigenden 
Herstellungskosten die erhöhten Absetzungen nach 
§ 14 a Abs. 1 BerlinFG in der gegenwärtigen Höhe 
beansprucht werden (Nummer 1). Soweit die Voraus-
setzungen des § 14 a Abs. 4 und 5 BerlinFG gegeben 
sind, können für die 60 000 DM übersteigenden Her-
stellungskosten im Jahr der Herstellung und in den 
beiden folgenden Jahren erhöhte Absetzungen bis zur 
Höhe von insgesamt 60 v. H. vorgenommen werden 
(Nummer 2). Die Vorschrift des § 14 a Abs. 8 BerlinFG 
ist auch für einzelne Eigentumswohnungen anzuwen-
den, wenn im übrigen die Voraussetzungen des § 7 c 
EStG erfüllt sind (Nummer 3). Die Umwandlung von 
bisher gewerblich oder landwirtschaftlich genutzten 
Räumen soll nicht besonders gefördert werden, weil 
sie in Berlin ebenfalls knapp sind (Nummer 4). 

Zu § 14d 

Nach Absatz 1 können für die in § 7 k EStG bezeich-
neten Wohnungsbauten anstelle der in § 14 a Ber-
linFG bezeichneten erhöhten Absetzungen (zwei 
Jahre à 14 v. H. und zehn Jahre à 4 v. H. der Anschaf-
fungs- oder Herstellungskosten) im Jahr der Fertig-
stellung oder Anschaffung und dem darauffolgenden 
Jahr jeweils bis zu 20 v. H., ferner in den darauffol-
genden zehn Jahren jeweils bis zu 5,5 v. H. der Her-
stellungs- oder Anschaffungskosten abgesetzt wer-
den (Nummer 1). Der Abschreibungssatz des § 14 a 
Abs. 4 BerlinFG wird von 50 v. H. auf 75 v. H. erhöht, 
die in maximal fünf Jahren in Anspruch genommen 
werden können (Nummer 3). Im Hinblick auf die be-
sondere Wohnungsnotlage in Berlin (West) sollen die 
erhöhten Abschreibungssätze für den öffentlich geför-
derten sozialen Wohnungsbau auch dann gelten, 
wenn eine öffentliche Förderung nach § 6 Abs. 1 des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes gewährt wird (Num-
mer 2). 

Absatz 2 regelt die Inanspruchnahme der erhöhten 
Absetzungen nach Absatz 1 in Anschaffungsfällen 
und die Restwertabschreibungen entsprechend den 
Vorschriften des § 14 a BerlinFG. 

Absatz 3 übernimmt die Regelungen für Teilherstel-
lungskosten und Anzahlungen auf Anschaffungsko-
sten, die in § 14 a Abs. 6 BerlinFG getroffen sind. 

In Absatz 4 werden die Vorschriften des § 14 a Ber-
linFG für Garagen, die zu den begüns tigten Wohnun-
gen gehören, übernommen. 
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Zu Artikel 3 (Berlin-Klausel) 

Dieser Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Dieser Artikel regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 




